
Bundessozialgericht

- 11 RA 4/80

Verkündet am
12. März 1981

Im N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

...‚................................O...‘..C.OCO0.000.

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmäehtigter: ...............................

g e g e n

oo....o......oo.......ooooooooooooooocooooo0000000000...

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der ll. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 12. März 1981

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 15. November 1979

wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten der
Klägerin im Revisionsverfahren zu erstatten.
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G r ü n d e :

'Die Klägerin begehrt höhere Witwenrente unter zusätzlicher

Berücksichtigung von Beiträgen, die nach dem Tode des Ver-

sicherten entrichtet wurden"

Der zuletzt in Israel wohnhafte Versicherte war Verfolgter

des Nationalsozialismus und bezog seit August 1971 von der

beklagten Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)

eine Rente wegen Berufsunfähigkeit„ Auf seinen Nachentrich—

tungsantrag vom 190 November 1975‚ den der Versicherte nach
Beiträgen und Zeitraum durch Schreiben vom 129 Juli 1976

konkretisiert hatte, gestattete die Beklagte dem Versicher—

ten mit Bescheid vom 25, Juli 1976 gemäß 55 10 und 9 des
Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un—

rechts in der Sozialversicherung (WGSVG)die Nachentrich-
tung von näher bezeichneten Beiträgen mit dem Zusatz, das

Datum der Bereiterklärung gelte als Zeitpunkt der Bei—

tragsnachentrichtung, wenn die Beiträge innerhalb einer
Frist von sechs Monaten nach Zustellung des Bescheides (am

28. Juli 1976) entrichtet würden° Der am 16. Januar 1977

vor Ablauf der Sechsmonatsfrist (am 28° Januar 1977) ver-
storbene Versicherte hat die Beiträge nicht mehr entrich—

tet. Die Klägerin beantragte im April 1977 Witwenrente und
erklärte, das Nachentrichtungsverfahren fortsetzen zu wol-

len, Der von ihr gezahlte Nachentrichtungsbetrag von
4.968,—— DM wurde dem Konto der Beklagten am 27. April 1977

gutgeschrieben° ‘

Die Beklagte gewährte Witwenrente‚ ohne die nachentrichte—

ten Beiträge zu berücksichtigen, da diese erst nach Frist-
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ablauf gutgeschrieben worden seien (Bescheid vom 29. September

1977. Widerspruchsbescheid vom 15. Juni 1978).

15Die hiergegen erhobene Klage auf Gewährung einer höheren Vit-

wenrente unter Anrechnung der näher bezeichneten nachentrich-

teten Beiträge hatte in beiden Vorinstanzen Erfolg (Urteil des
Sozialgerichts -SG— Berlin vom 7. Mai 1979, Urteil des Landes—

sozia1gerichts -LSG— Berlin vom 13. November 1979). Das LSG hat

zur Begründung ausgeführt, die Beiträge seien noch in angemes—

sener Frist iS des 5 141 Abs 2 Augestelltenversicherungsgesetßf
(AVG) entrichtet worden. Der Beklagten sei darin zuzustimmen,

daß in Auslandsfällen die Zeit von sechs Monaten für den Ver—

sicherten selbst im Regelfall ausreichend sei. Bei dessen Tod

trete aber eine Situation ein, die es erforderlich mache, die

Lage der Hinterbliebenen, die durch 5 141 Abs 2 AVG gleicher-
maßen begünstigt würden, zu berücksichtigen. Ihnen sei zur Ein-

stellung auf die durch den Tod des Versicherten eingetretene

Veränderung der Verhältnisse eine Überlegungsfrist in der Grös—

senordnung der üblichen Rechtsmittelfrist ab Eintritt des Ver—

sicherungsfalls einzuräumen. Bei der im Ausland lebenden Klä—

gerin sei deshalb von einer Frist von (etwa) drei Monaten ab

dem Tode des Versicherten am 16. Januar 1977 auszugehen, die

die Klägerin mit ihrer Erklärung vom 14. April 1977, das Nach—

entrichtungsverfahren fortzusetzen,und der Beitragsentrichtung

vom 27. April 1977 gewahrt habe.

Die Beklagte rügt mit der vom LSG zugelassenen Revision Ver-

letzung des 5 10 WGSVGund der 55 141, 142 AVG. Sie meint, die
Angemessenheit der Frist sei allein aus der Sicht des Versi—

cherten zu sehen und könne für die Hinterbliebenen nicht ver—
längert werden. .

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen

die Klage abzuweisen.
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Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückqueisen.

II

Die Revision der Beklagten war zurückzuweisen. Das LSG hat

die Klage auf höhere Witwenrente unter zusätzlicher Anrech—

nung der für die Zeit von Juni 1946 bis Januar 1955 nachent-

richteten Beiträge zu Recht als begründet angesehen. Dem

steht nicht entgegen, daß der Versicherte am 16. Januar
1977 verstorben ist und die Beiträge erst am 27. April 1977

bei der Beklagten eingegangen sind.

Dabei ist zwar mit der Beklagten davon auszugehen, daß der

Klägerin kein von vornherein eigenes Nachentrichtungsrecht

zusteht. Nach 5 10 Abs 5 WGSVGkönnen der überlebende Ehe-

gatte und-die waisenrentenberechtigten Kinder aus eigenem

Recht Beiträge nachentrichten, wenn der Verfolgte vor dem

Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1. Februar 1971 verstorben

ist. Selbst wenn man die in 5 10 Abs 1 Satz 2 WGSVGfür die
ersten zwölf Monate nach dem Inkrafttreten getroffene Rege-

lung auf Hinterbliebene entsprechend anwendet, kann jeden-

falls bei Eintritt des Todes nach dem 31. Januar 1972 den
Hinterbliebenen kein eigenes Nachentrichtungsrecht mehr zu—

stehen (SozR 5070 % 10 Nr 7). Diese Regelung betrifft aber

nur die Begründung
des Nachentrichtungsrechts durch Stel-

lung des Nachentrichtungsantrags (vgl Urteil des Senats
BSGE 45, 247 sowie Urteile des 12. Senats vom 22. Februar
1980 — 12 RK 12/79 — und vom 25. September 1980 - 12 RK

27/79 -); die hier zu entscheidende Frage, ob der Hinter-
bliebene zur Beitragsnachentrichtung berechtigt ist, wenn
der Versicherte vor seinem Tod die Nachentrichtung bean—
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tragt und sich zur Entrichtung von Beiträgen bereit erklärt

hat, ist in 5 10 Abs 5 WGSVGnicht geregelt.

Für diese Fälle ergibt sich das Beitragsentrichtungsrecht des

Hinterbliebenen vielmehr aus 5 141 Abs 1 und 2 AVG. Diese für
die Entrichtung freiwilliger Beiträge geltende Regelung ist
nach der ausdrücklichen Vorschrift des 5 10 Abs 1 Satz 2,
2. Halbsatz WGSVGauf die gemäß Satz 1 dieser Vorschrift nach-

entrichteten Beiträge anzuwenden, auch soweit diese nach Abs 1
Satz 5 der Vorschrift als Pflichtbeiträge gelten. Bei der da—

nach gebotenen entsprechenden Anwendung des 5 141 AVG dürfen
Beiträge nach 5 10 Abs 1 WGSVG — nach Ablauf von zwölf Monaten

nach Inkrafttreten des Gesetzes — nicht mehr "nach Eintritt

der Berufsunfähigkeit, der Erwerbsunfähigkeit oder des Todes

für Zeiten vorher" entrichtet werden (Abs 1); das gilt nicht,

wenn sich der Versicherte vorher gegenüber einer zuständigen

Stelle zur Entrichtung von Beiträgen für diese Zeiten bereit

erklärt hat und die Beiträge in einer angemessenen Frist gelei—

stet werden (Abs 2).

Bei dieser Regelung gilt die Ausnahmebestimmung des Abs 2 für

alle in Abs 1 genannten Versicherungsfälle, also auch für den

Versicherungsfall des Todes. Daraus folgt zwingend, daß unter

den Voraussetzungen des Abs 2 mithin noch Beiträge nach dem

Tode des Versicherten entrichtet werden können. Das Gesetz sagt

allerdings nicht, wer dann die Beiträge entrichten darf. In Be—

tracht kommen jedoch nur die Personen, die von der Beitrags—

entrichtung begünstigt würden. Das kann nicht nur der Rechts—
nachfolger sein, der auf ihn übergegangene Ansprüche des Ver-

sicherten verfolgen will. Das Entrichtungsrecht muß vielmehr

außerdem den Hinterbliebenen des Versicherten zustehen, die

nunmehr aus von diesem abgeleiteten Recht Hinterbliebenenah-

sprüche geltend machen wollen. Das bestätigt mittelbar 5 ld

Abs 5 WGSVG, der ihnen zeitWeise sogar eigene Nachentrichtungs—

rechte nach dem Tode des Versicherten gegeben hat. Dementspre—
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chend hat bereits der 12. Senat nach dem Tode des Berechtig—

ten eine Nachentrichtung von Beiträgen nach Art 2 5 49a des
Augestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes iVm 5 141 Abs

2 AVG durch die Witwe als zulässig angesehen (SozR 5750 5

51a Nr 29). Die Befugnis zur Nachentrichtung steht dann je—

dem einzelnen Hinterbliebenen zu.

Die Klägerin hat von dieser Nachentrichtungsbefugnis in ih—

rer Eigenschaft als Witwe des Versicherten Gebrauch gemacht.

Hierbei waren die Voraussetzungen des 5 141 Abs 2 AVG er—
füllt. Der Versicherte hatte im Schreiben vom 12. Juli 1976

seinen Nachentrichtungsantrag nach Beiträgen und Zeitraum

konkretisiert und sich jedenfalls damit zur Entrichtung der

dort genannten Beiträge bereit erklärt. Diese Beiträge sind

noch in angemessener Frist danach geleistet worden, auch

wenn sie erst am 27. April 1977 bei der Beklagten eingegan-
gen sind.

Näch den Gesetzesmaterialien zur Reichsversicherungsordnung

(RVG) wurde der Beitragsentrichtung die Bereiterklärung‚

wenn demnächst die Beiträge in angemessener Frist entrich—

tet werden, gleichgestellt, um einem Erlöschen der (damals

noch zu wahrenden) Anwartschaft ohne ein erhebliches Ver—

schulden des Versicherten möglichst vorzubeugen; die Bemes—

sung der Frist werde nach Lage der Verhältnisse eine ver—
schiedene sein können und deshalb zweckmäßig der Rechtspre-

chung überlassen bleiben (Entwurf RVOvom 12. März 1910, zu
55 1424 bis 1427). Die Rechtsprechung hat als angemessenei-
neZeitspanne bezeichnet, die sich nach den näheren Umstän-
den des Einzelfalles bestimmt, und die ein sorgfältig und

aufmerksam handelnder Mensch einhalten wird. Die Beitrags—

zahlung braucht nicht alsbald oder möglichst rasch zu er—
folgen; dem Versicherten steht vielmehr ein gewisser zeit-

licher Spielraum zur Verfügung. Andererseits soll aber die
Nachentrichtungsfrist nicht auf einen Zeitabschnitt er—
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streckt werden, dessen Dauer durch ein nachlässiges Verhalten

oder gar absichtliches Verschleppen beeinflußt wird (BSGE 19,

247; Urteil Vom 27. April 1977 — 5 RJ 72/76 -).

Im vorliegenden Falle war als angemessene Frist für den Ver—

sicherten jedenfalls die Zeit bis zum Ablauf von sechs Monaten

nach der Zustellung des Nachentrichtungsbescheides, also bis

zum 28. Januar 1977 anzusehen. Insoweit waren Besonderheiten zu

beachten, die bei anderen Nachentrichtungen nicht gegeben sind.

Der in erster Linie materiell-rechtlich bedeutsame Nachentrich-
tungsantrag des Versicherten hatte zugleich ein Verwaltungsver—

fahren eingeleitet, das mit dem Nachentrichtungsbescheid geen—

det hatte; darin war das Nachentrichtungsrecht nach Beiträgen

und Zeitraum festgestellt worden. Bei einem solchen Verfahren

kann der Versicherte (Berechtigte) nach seiner Bereiterklärung

schon zu seiner eigenen Gewißheit zunächst die Erteilung des

Nachentrichtungsbescheides abwarten, auch wenn er bereits vor-
her die Beiträge entrichten darf. Der Nachentrichtungsbescheid

hat hier außerdem weitere Ausführungen* enthalten, die sich auf

den Lauf der angemessenen Frist ebenfalls auswirken. Dem Ver—

sicherten wurde mitgeteilt, das Datum der Bereiterklärung gel-

te als Zeitpunkt der Beitragsentrichtung, wenn der (im Ausland
lebende) Versicherte die Nächentrichtung der Beiträge innerhalb

einer Frist von sechs Monaten nach Zustellung des Bescheides

vornehme. Das bedeutete, daß der Versicherte sich auf diese

Frist einstellen durfte. Wenn er die Beiträge bis zum 28. Ja—

nuar 1977 entrichtete, leistete er sie somit in einer angemes-

senen Frist nach der Bereiterklärung (ähnlich SozR 5750 Art 2
5 51a Nr 29 bei Zubilligung von Teilzahlungen).

Daraus ist aber nicht abzuleiten, daß die angemessene Frist un-
geachtet des zwischenzeitlichen Todes des Versicherten in je—

dem Falle mit dem 28. Januar 1977 zu Ende war. Die Angemessen—

heit der Frist ist nicht (vorausschauend) vom Zeitpunkt der Be-

reiterklärung oder eines Nachentrichtungsbescheides, sondern
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(rückschauend) vom Zeitpunkt der Beitragszahlung aus zu be-

urteilen. Die Dauer der angemessenen Frist kann nämlich auch

durch Umstände beeinflußt werden, die erst während ihres Lau-

fes eintreten (so wenn sich zB bei Versicherten im Ausland

unvorhergesehene devisenrechtliche Schwierigkeiten einstel—

len). Insoweit müssen entgegen der Ansicht der Beklagten aber

auch die Verhältnisse berücksichtigt werden, die sich für

Rechtsnachfolger und Hinterbliebene ergeben, wenn sie nach

dem Tode des Versicherten gem 5 141 Abs 2 AVG noch die Bei-
träge für den Versicherten entrichten dürfen. Es ist zwar
richtig, daß sie in eine Rechtsstellung des Versicherten ein-

treten. Daraus ist aber nur abzuleiten, daß sie die Lage so
hinnehmen müssen, wie sie beim Tode des Versicherten gegeben

war. Von da an ist jedoch den in ihrer Person gegebenen Um—

ständen mit ReChnung zu tragen. Die Beklagte übersicht, daß

sie mit dem Tode des Versicherten deshalb zur Nachentrich-

tung berechtigt werden, weil diese sie begünstigen kann. Dann

muß aber auch ihre eigene Interessenlage nun berücksichtigt

werden können. Selbst wenn sie die Absichten und Möglichkei-

ten des Versicherten hinsichtlich der Nachentrichtung kann-

ten, stehen sie vor neuen Überlegungen; sie müssen sich die

Frage stellen, ob die Nachentrichtung für sie selbst sinnvoll

ist. Mit dem Tode des Versicherten verändert sich_in jédem

Falle die Kalkulation der Beitragsnachentrichtung; den vollen

Beiträgen steht zB nun nicht mehr eine volle Rente des Ver-

sicherten, sondern bei Hinterbliebenen nur noch die geringe-

re Hinterbliebenenrente gegenüber. Möglicherweise werden des—

halb Hinterbliébene auch die neue Lage untereinander erör-

tern wollen. Aber auch andere Umstände (zB Möglichkeiten der

Beschaffung und Überweisung des erforderlichen Geldbetrages)

können es erforderlich machen, die für den Versicherten an—

gemessen gewesene Frist um eine der Lage der Hinterbliebenen

angemessene Zeit zu verlängern. Zu einer neuen "Bereiterklä—

rung" haben Rechtsnachfolger und Hinterbliebene freilich

kein Recht; wie für den Versicherten ist auch für sie die
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angemessene Frist nach den von der Rechtsprechung hierzu ent-

wickelten Grundsätzen entsprechend den näheren Umständen des

Einzelfalles zu bestimmen.

Die Entscheidung des LSG, daß die Beitragsentrichtung der Klä—

gerin noch in angemessener Frist nach der Bereiterklärung des

Versicherten erfolgte, entspricht diesen Grundsätzen. Das LSG

hat zutreffend in Betracht gezogen, daß sich die Klägerin im

Ausland aufhielt und erst mit dem Rechtsberater im Inland Füh—

lung aufnehmen mußte. Es hat die Erklärung der Klägerin, das
Nachentrichtungsverfahren fortzusetzen, nicht als eine neue
Bereiterklärung und die - anderen Zwecken dienende — Rechts—

mittelfrist nach dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) bei Zustel-

lung im Ausland nicht als eine bindende Richtlinie gewertet,‘

Seine Feststellung der Angemessenheit beruht letztlich auf ei—

ner Abwägung von Tatumständen, die vom Revisionsgericht nicht

voll nachprüfbar ist (vgl SozR 2200 5 1501 Nrn 8 und 11). Die
Angemessenheit der Frist im Rahmen des 5 141 Abs 2 AVG läßt

sich nur von Fall zu Fall beurteilen, wie dies auch der Absicht

des Gesetzgebers entsprach.■enn davaSG in die Entriehtuhgs-

frist hier wenig mehr als drei Monate naeh dem Tode des Versi-

cherten bzw nahezu drei Monate nach dem Ende der für den Ver-

sicherten angemessen gewesenen Frist einbezogen hat, so hält

sich das jedenfalls in den für die angemesseneFrist des 5 141
Abs 2 AVG in Betracht kommenden Grenzen.

Sonach gelten die Beiträge gem 5 142 Abs 1 Nr 2 AVG als im
Zeitpunkt der Bereiterklärung des Versicherten entrichtet,

so daß sie bei der Witwenrente der Klägerin zu berücksichti—

gen sind.
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_1o..

Daher war die Revision der Beklagten mit der Kostenfolge

aus 5 195 SGG zurückzuweisen.
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